
Die staatsfeindliche Tätigkeit der Harich-Gruppe
Aus dem Urteil des Obersten Gerichts vom 9. März 1957 — 1 Zst (I) 1/57.

Der Angeklagte Harich hatte sich ein sehr umfang­
reiches Wissen über den Marxismus-Leninismus angeeig­
net. Dabei handelte es sich jedoch nur um ein intellek­
tuelles Erfassen bestimmter Leitsätze und Gedanken. 
Eine innere Verbindung zur Arbeiterklasse fehlte ihm. 
Er versuchte auch niemals, eine solche Beziehung her­
zustellen, sondern begnügte sich, mit seinen Kennt­
nissen zu prunken. In schwierigen Situationen hielt er 
nicht zur Partei, sondern war mehr auf seine Sichefheit 
und persönliche Zukunft bedacht.

Nach dem XX. Parteitag der Kommunistischen Partei 
der Sowjetunion glaubte Harich, daß er durch die 
demokratischen Presse nicht genügend über die Ergeb­
nisse dieses Parteitages unterrichtet würde. Er hielt es 
deshalb für erforderlich, sich in erster Linie aus west­
lichen Presseberichten und Rundfunksendungen zu 
informieren. Die dort gegebenen Nachrichten und 
Kommentare führten dazu, daß Harich, der auch schon 
vorher eine schwankende Haltung eingenommen hatte, 
nunmehr den Standpunkt bezog, daß die von der Sozia­
listischen Einheitspartei Deutschlands und der Regie­
rung der Deutschen Demokratischen Republik durch­
geführte Politik fehlerhaft sei. Im Laufe des Sommers 
1956 diskutierte er über diese seine Auffassungen mit 
einer Anzahl ihm bekannter Intellektueller. Bei diesen 
Diskussionen ging es ihm weniger darum, sich Klarheit 
über bestimmte Probleme zu verschaffen, sondern einen 
Kreis gleichgesinnter Menschen um sich zu sammeln. 
Das Bestreben Harichs ging dahin, eine Änderung der 
gesamten Politik der Deutschen Demokratischen Repu­
blik zu erreichen. Unter Berufung auf mißverstandene 
Ergebnisse des XX. Parteitages der KPdSU erklärte er, 
es sei ein besonderer deutscher Weg zum Sozialismus 
erforderlich. Im Laufe des Sommers verdichteten sich 
seine Vorstellungen über diesen besonderen deutschen 
Weg zu bestimmten konkreten Forderungen. Nunmehr 
stellte er bei den Diskussionen, die er in erster Linie in 
der Betriebsparteiorganisation des Aufbauverlages und 
in der Redaktion des „Sonntag“ führte, diese Forde­
rungen in den Mittelpunkt. Mit der Verschärfung der 
westlichen Hetze gegenüber den Ländern des Sozialis­
mus wurden auch bestimmte Kreise in einigen volks­
demokratischen Ländern unsicher und schwankend. 
Insbesondere polnische und ungarische Intellektuelle 
äußerten in ihren Heimatländern ähnliche Gedanken 
wie Harich. So kam er mit dem ihm seit langem be­
kannten ungarischen Literaturwissenschaftler Lukacz 
mehrmals zusammen, der ihn in seinen Auffassungen 
bestärkte. In ähnlicher Weise wirkten auf der Inter­
nationalen Heine-Konferenz Anfang Oktober 1956 in 
Weimar polnische Literarhistoriker.

Die ständigen Forderungen und Diskussionen Harichs 
im Aufbau-Verlag führten dazu, daß er dort eine 
Gruppe von Intellektuellen finden konnte, die sich 
grundsätzlich mit seinen Zielen einverstanden erklärte. 
Es handelte sich dabei im wesentlichen um den Leiter 
des Verlages, Janka, und die Redakteure Zöger und 
Just. Von dieser Gruppe, insbesondere von Janka und 
Just, wurde Harich mehrfach aufgefordert, seine For­
derungen schriftlich zu fixieren und zu einem Pro­
gramm auszuarbeiten.

Ende Oktober 1956 wurden die konterrevolutionären 
Aufstände in Ungarn bekannt. Nunmehr begann 
Harich, für seine persönliche Sicherheit zu fürchten. Er 
glaubte, als Mitglied der SED bei ähnlichen Ereignissen 
in der Deutschen Demokratischen Republik, die er für 
unausbleiblich hielt, besonders gefährdet zu sein. Er 
hatte jedoch nicht die Absicht, sich für die Partei und 
den Staat der Arbeiter und Bauern mit seiner Person 
einzusetzen.

Am 1. November 1956 suchte der Angeklagte Harich 
den stellvertretenden Landesvorsitzenden der SPD, 
Josef Braun, auf. Er erklärte ihm, daß er einen 
kleinen bewußten Kern oppositioneller Mitglieder der 
SED repräsentiere. Diese oppositionelle Gruppe, die aus 
Intellektuellen bestehe, habe sich das Ziel gesetzt, die 
Politik der SED und der Regierung sowie bestimmte 
wirtschaftliche Verhältnisse in der Deutschen Demokra­
tischen Republik zu verändern. Er legte Braun seine 
Konzeption dar und erklärte ihm, daß er es für not­

wendig halte, mit Sozialdemokraten, insbesondere mit 
Funktionären und Theoretikern, über seine Gedanken 
zu diskutieren. Dabei erklärte er Braun, daß er glaube, 
daß die SPD den größten Einfluß auch auf die Arbeiter 
der Deutschen Demokratischen Republik besitze und 
es deshalb erforderlich sei, daß die SPD durch Rund­
funkaufrufe die Bevölkerung der Deutschen Demokra­
tischen Republik zur Ruhe und Ordnung anhalte. 
Braun erklärte sich damit einverstanden, Harich mit 
sozialdemokratischen Theoretikern zusammenzubringen. 
Eine solche Zusammenkunft sollte am 3. November 
1956 stattfinden.

Harich hielt sich jedoch nicht an diese Vereinbarung. 
Bereits am 2. November 1956 trieb es ihn erneut zu 
Braun. Er wiederholte seine Aufforderung, über die 
Westberliner Sender zur Bewahrung von Ruhe und 
Ordnung in der Deutschen Demokratischen Republik 
aufzufordern. Braun ließ sich jedoch hierauf nicht ein. 
Er erklärte Harich, daß er nicht mit einem unmittelbar 
bevorstehenden „Aufstand“ in der Deutschen Demokra­
tischen Republik rechne. Ein derartiger Aufruf wäre 
sogar geeignet, erst Unruhe in die Deutsche Demokra­
tische Republik zu tragen. Bei dieser Gelegenheit ent­
wickelte Harich bestimmte Pläne für die Durchsetzung 
seiner Ziele. Er legte dar, daß nach seiner Auffassung 
die Unruhe und Unzufriedenheit der Bevölkerung in 
der Deutschen Demokratischen Republik ständig 
wachse. Früher oder später würde es daher zu ähn­
lichen Ereignissen wie in Ungarn kommen. Es sei not­
wendig, die von ihm entwickelte Konzeption dem Polit­
büro der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands in 
ultimativer Form zu übermitteln. Dies sollte durch 
einen Boten der SPD geschehen, der einen Brief mit 
den Forderungen Harichs in sachlicher und personeller 
Hinsicht zu überbringen hätte. Gleichzeitig sollte ein 
Begleitbrief erklären, daß, falls die Sozialistische Ein­
heitspartei Deutschlands nicht gewillt sei, diese Forde­
rungen zu erfüllen, das Programm Harichs über West­
berliner Rundfunksender veröffentlicht und die Bevöl­
kerung der Deutschen Demokratischen Republik auf­
gefordert werden würde, durch Streik die Durch­
setzung des Programms zu erzwingen. Ebenso sollte 
erklärt werden, daß über das Programm im Hause des 
Landesverbandes der Westberliner SPD mit der „Op­
positionellen Gruppe“ verhandelt werden könne. Sollte 
jedoch ein „Aufstand“ in der Deutschen Demokratischen 
Republik ausbrechen, so erklärte Harich, müsse dieser 
namens einer „SED-Opposition“ durch Rundfunk­
sendungen von Westberlin aus geleitet werden, wobei 
zur Bildung von Arbeiter- und Soldatenräten auf­
gerufen werden sollte. Diese sollten die politische Macht 
übernehmen und die Forderungen des Ultimatums ver­
wirklichen. Braun hörte sich diese Pläne Harichs an 
und erklärte nur, Harich möge am nächsten Tage zu 
der vereinbarten Zusammenkunft erscheinen; dann 
werde er mit einem Funktionär des Bundesvorstandes 
der SPD verhandeln können. Im übrigen zeigte er 
Harich ein hektografiertes Flugblatt einer Westberliner 
Hetzorganisation, mit welchem zum Streik in der Deut­
schen Demokratischen Republik aufgefordert wurde. 
Braun sagte hierzu, daß dieses Flugblatt ein politischer 
Wahnsinn sei und die SPD einen „verzweifelten 
Kampf“ gegen derartige Aktionen führe. Es sei wün­
schenswert, daß die SED-Führung hiervon unterrichtet 
würde. Direkte Verhandlungen zwischen SPD und SED 
kämen jedoch nicht in Betracht.

Harich, der schon bereit gewesen war, bei Annahme 
der Pläne durch Braun in Westberlin zu bleiben, kehrte 
daraufhin in den demokratischen Sektor zurück und 
rief den Zeugen Wendt telefonisch an. Er wußte, daß 
Wendt Verbindung zu führenden Funktionären der 
SED hat. Er bat ihn, ihm in einer wichtigen Angelegen­
heit eine Unterhaltung mit einem Sekretär der SED 
zu ermöglichen. Wendt versprach, ihn am nächsten Tag 
anzurufen. Am Morgen des 3. November 1956 suchte 
der Zeuge Just den Angeklagten in seiner Wohnung 
auf, um ihm nahezulegen, nunmehr endlich sein Pro­
gramm schriftlich auszuarbeiten. Dies sagte Harich zu. 
Während der Unterhaltung mit Just rief der Zeuge 
Wendt den Angeklagten an und bestellte ihn für den
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